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Großdemo  in  Münchner
Innenstadt
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

[Presse-Info]

München, 25. Juni 2022. Mit einer Großdemonstration durch die
Münchner  Innenstadt  appelliert  ein  Bündnis  aus  15
zivilgesellschaftlichen  Organisationen  heute  an  die
Teilnehmer:innen des anstehenden G7-Gipfels auf Schloss Elmau
(26.-28.6.). Die Organisationen sprechen sich gemeinsam dafür
aus, dass die G7-Staaten entschieden gegen die Klimakrise und
das Artensterben vorgehen und Hunger, Armut sowie Ungleichheit
bekämpfen. Die G7-Staaten müssen in diesem Zusammenhang auch
Konsequenzen aus dem russischen Krieg gegen die Ukraine ziehen
und  die  Abhängigkeit  von  Öl,  Gas  und  Kohle  stoppen.  Die
Demonstration  beginnt  gegen  12  Uhr  auf  der  südlichen
Theresienwiese  mit  einer  Auftaktkundgebung.

Ablauf der Demonstration:

– 12:00 Uhr Auftaktkundgebung an der südlichen Theresienwiese
(https://www.openstreetmap.org/?mlat=48.1287&mlon=11.5468#map=
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16/48.1287/11.5468)
Eröffnung der Anfangskundgebung mit Rede- und Musikbeiträgen
– ca. 13:00 Uhr Start Demo durch die Innenstadt
Route: Theresienwiese – Poccistraße – Lindwurmstraße – Herzog-
Heinrich-Straße – Kaiser-Ludwig-Platz – Herzog-Heinrich-Straße
–  Paul-Heyse-Straße  –  Schwanthalerstraße  –  Sonnenstraße  –
Sendlinger-Tor-Platz  –  Lindwurmstraße  –  Poccistraße  –
Theresienwiese
– ca. 14:30 Uhr Abschlusskundgebung
mit Rede- und Musikbeiträgen
– ca. 16 Uhr voraussichtliches Ende

An der rechten Seite der Bühne (Blickrichtung: auf Bühne) wird
es einen Pressecounter geben, an dem Sie sich für O-Töne,
Fotos sowie weitergehende Informationen akkreditieren können.
Zudem wird es vor Ort ein Podium für Fotomöglichkeiten geben.

Stimmen  der  Bündnispartner:innen,  auch  als  Audiodateien,
finden  Sie  hier:  www.g7-demo.de/presse.  Die  ausführlichen
Programmpunkte der Demonstration sind auf der nächsten Seite
aufgeführt.

Die  Großdemonstration  in  München  reiht  sich  ein  in  die
vielfältigen Proteste rund um den G7-Gipfel im Schloss Elmau
bei Garmisch-Partenkirchen. Dort empfängt die Bundesregierung
vom  26.  –  28.  Juni  Staats-  und  Regierungschefs  großer
Industriestaaten  zum  G7-Gipfel.

Trägerorganisationen
Aktion  gegen  den  Hunger,  Arbeitsgemeinschaft  bäuerliche
Landwirtschaft, Attac, Brot für die Welt, BUND für Umwelt- und
Naturschutz, BUND Naturschutz in Bayern, Campact, Greenpeace,
IG  Nachbau,  MISEREOR,  Naturschutzbund  Deutschland,
NaturFreunde Deutschlands, Oxfam Deutschland, Welthungerhilfe
und WWF Deutschland.

Hashtags:
#G7 #GerechtGehtAnders
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Mehr Informationen:
www.g7-demo.de

presse@g7-demo.de

Programm

Auftaktkundgebung
(Wir behalten uns kurzfristige Änderungen vor)

12:00 Uhr Beginn Auftaktkundgebung
12:10  Uhr  Reden  der  Jugendverbände  der  Trägerkreis-
Organisationen:
Fiona & Kilian (Greenpeace Jugend), Beccy (BN Jugend), Ilayda
(WWF Jugend),
Luca (NaJu Bayern)
12:20 Uhr Rede von Viviane Raddatz (WWF)
12:25 Uhr Rede von Africa Kiiza (SEATINI Uganda; Brot für die
Welt)

12:30 Uhr Live Musik von Jessica Onuigwe & Band

12:40 Uhr Rede von Lisa Göldner (Greenpeace)
12:45 Uhr Elena Cadeggianini & Soja-Nemo Heißerer
(AG Klima der Plattform Stop G7 Elmau)
12:50 Uhr Rede von Esteban Servat (Debt For Climate)
12:55 Uhr Rede von Christoph Bautz (Campact)

Abschlusskundgebung

14:30  Uhr  Act  (Big  Heads)  und  Rede  von  Charlotte  Becker
(Oxfam)
14:35  Uhr  Rede  von  Martin  Geilhufe  (BUND  Naturschutz  in
Bayern)
14:40 Uhr Rede von Emilia Reyes (Directora de Políticas y
Presupuestos para la
Igualdad y el Desarrollo Sustentable bei Equidad, Mexico)
14:45 Uhr Rede von Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands)

14:50 Uhr Musik: Cosmic Surprise Union (CSU)

https://www.g7-demo.de


14:55  Uhr  Rede  von  Bettina  Cruz  (CNI-Congreso  nacional
indigena, Mexico)
15:00 Uhr Rede von Rosi Reindl (Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft)
15:05  Uhr  Rede  von  Evelyn  Acham
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  Uganda;  RiseUp)

15:10 Uhr Musik: Cosmic Surprise Union (CSU)

15:15  Uhr  Rede  von  Lisa  Poettinger
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  München)
15:20 Uhr Rede von Judith Amler (Attac Deutschland)
15:25  Uhr  Rede  von  Ina-Maria  Schikongo
(Klimagerechtigkeitsaktivistin,  Namibia)

15:30 Uhr Live-Musik & Performance von Edite Domingos

15:40 Uhr Rede von Michaela Amira (AG Krieg & Frieden der
Plattform Stop G7 Elmau)
15:45  Uhr  Rede  Sierra  Leone  Refugee  Camp  (1  Jahr
Dauerkundgebung,  München)
15:50  Uhr  Einladung  von  Brigitte  Ziegler  zur  3.
Weltfrauenkonferenz  in  Tunesien

15:55 Uhr Abschluss von Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands)

Kontakt zu den Sanitäter:innen: 0 15 15 157 96 34

Pressekontakte:

Allgemeine Anfragen: presse@g7-demo.de

Aktion  gegen  den  Hunger  Vassilios  Saroglou,
presse@aktiongegendenhunger.de,
030 279 099 776

Arbeitsgemeinschaft  bäuerliche  Landwirtschaft  Charlotte
Gengenbach, gengenbach@abl-ev.de, 0152 088 537 60

Attac Roland Süß, suess@attac.de, 0175 272 5893



Brot für die Welt Thomas Beckmann, thomas.beckmann@brot-fuer-
die-welt.de,
0174 181 0175

BUND Clara Billen, clara.billen@bund.net, 030 275 864 64

BUND  Naturschutz  in  Bayern  Florian  Kaiser,
florian.kaiser@bund-naturschutz.de,
0175 363 52 51

Campact Iris Karolin Rath, presse@campact.de, 0151 221 254 20

Greenpeace Tina Loeffelbein, tina.loeffelbein@greenpeace.org,
0151 167 209 15

MISEREOR Barbara Wiegard, barbara.wiegard@misereor.de, 030 443
519 88

NABU Katrin Jetzlsperger, presse@nabu.de, 030 284 984 1534

NaturFreunde Deutschlands Uwe Hiksch, hiksch@naturfreunde.de,
0176 620 159 02

Oxfam Deutschland Steffen Küßner, skuessner@oxfam.de, 030 453
069 710

Welthungerhilfe  Anne-Catrin  Hummel,
AnneCatrin.Hummel@welthungerhilfe.de,
0172 2525962

WWF Deutschland Julian Philipp, presse@wwf.de, 030 311 777 472

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.



Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
Deutschland

Greenwashing  bei  Aldi  –
foodwatch:  Handelskonzern
muss  irreführende
Klimawerbung  auf  Milch
stoppen
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

Pressemitteilung

Berlin, 22. Juni 2022. Die Verbraucherorganisation foodwatch
hat Aldi aufgefordert, Milch nicht mehr als „klimaneutral“ zu
bewerben. foodwatch kritisierte, dass Aldi bei der „Landmilch“
seiner Eigenmarke FAIR & GUT keine ernsthaften Maßnahmen zur
Reduktion  der  Treibhausgasmissionen  durchführe.  Stattdessen
setze der Discounter auf Kompensationsprojekte, mit denen die
CO2-Emissionen  angeblich  ausgeglichen  werden  sollen.  Zwei
dieser Projekte seien jedoch höchst fragwürdig, unter anderem
eine  Eukalyptus-Monokultur  in  Uruguay,  in  der  Glyphosat
gespritzt  wird.  Das  ZDF-Magazin  Frontal  berichtete  am
Dienstagabend  über  das  Projekt.  Milch  sei  außerdem  kein
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besonders  klimafreundliches  Produkt  und  solle  deshalb
grundsätzlich  nicht  als  „klimaneutral“  beworben  werden,  so
foodwatch.

„Greenwashing  mit  Klima-Labeln  liegt  im  Trend  –  die
vermeintlich klimaneutrale Aldi-Milch ist ein Musterbeispiel
dafür.  Der  Discounter  rechnet  ein  per  se  nicht
klimafreundliches  Produkt  mit  fragwürdigen  CO2-Zertifikaten
grün“,  kritisierte  Manuel  Wiemann  von  foodwatch.
„Verbraucher:innen  können  sich  auf  Klima-Werbung  überhaupt
nicht verlassen. Wir brauchen ein Verbot von Umwelt-Werbelügen
und  endlich  wirksame  Klimaschutz-Gesetze,  die  auch  die
Landwirtschaft in die Pflicht nehmen.“

Die als „klimaneutral“ beworbene FAIR & GUT Landmilch 3,8 %
Fett  Milch  wird  als  Eigenmarke  bei  Aldi  Nord  und  Süd
vertrieben und von der Molkerei Gropper hergestellt. Obwohl
die Aldi-Milch bereits seit November 2020 als „klimaneutral“
verkauft  wird,  stelle  Aldi  keine  effektive  Reduktion  der
Treibhausgas-Emissionen  sicher,  kritisierte  foodwatch.  Die
Molkerei  Gropper,  und  damit  auch  Aldi,  hat  nach  eigenen
Angaben noch nicht einmal einen Überblick darüber, wie hoch
der CO2-Ausstoß der Milchlieferbetriebe tatsächlich ist. Erst
bis  Oktober  2022  sollen  die  genauen  Emissionswerte  der
Rohmilch vorliegen. Verbindliche Reduktionsmaßnahmen für die
Landwirt:innen  fehlen  bisher.  „Wenn  uns  die
Treibhausgasmissionen der einzelnen Milchlieferbetriebe im IST
vorliegen, können wir mit der Planung von Reduktionsmaßnahmen
starten“, erklärte Gropper in einer E-Mail an foodwatch. Dabei
sind die Einsparungen auf den Höfen entscheidend, denn 89% der
Emissionen für die Aldi-Milch stammen nach Angaben von der
Molkerei aus den Rohstoffen, also der Milchproduktion. Gropper
erkläre  zudem  die  Einhaltung  von  Tierschutz-Maßnahmen  als
Klimaschutz und brüste sich etwa damit, dass die Ställe nicht
mehr „überbelegt“ werden, bemängelte foodwatch.

Statt  die  Emissionen  der  Milchherstellung  konsequent  zu
reduzieren,  kauft  Aldi  zum  CO2-Ausgleich  Zertifikate  von



Kompensationsprojekten.  Zwei  dieser  Projekte  sind  laut
foodwatch-Recherchen  höchst  fragwürdig.  Das  ZDF-Magazin
„Frontal“ berichtete am Dienstag über ein Aufforstungsprojekt
in Uruguay. In dem Projekt in Guarané werden Monokulturen aus
Eukalyptus angelegt. Dabei kommen die Pestizide Glyphosat und
Fipronil zum Einsatz. Aldi nutzt außerdem Zertifikate eines
umstrittenen Waldprojekts in Tambopata/ Peru. Eine foodwatch-
Recherche  hatte  im  vergangenen  November  gezeigt,  dass  das
Projekt  nicht  die  Anforderungen  an  Kompensationsprojekte
erfüllt und keine Klimaschutz-Zertifikate ausgeben dürfte. Der
Handelskonzern Rewe hatte die Zusammenarbeit mit Tambopata in
der Folge gestoppt.

„Statt  den  Treibhausgasausstoß  vor  Ort  auf  dem  Bauernhof
soweit  wie  möglich  zu  reduzieren,  betreibt  Aldi  billigen
Ablasshandel.  Der  Discounter  setzt  zum  Ausgleich  der
Emissionen  auf  Eukalyptus-Monokulturen,  in  denen  mit  dem
Ackergift  Glyphosat  Artenvielfalt  zerstört  wird.
Verbraucher:innen, die der Umwelt mit dem Kauf der Milch etwas
Gutes  tun  möchten,  werden  dreist  getäuscht“,  sagte  Manuel
Wiemann von foodwatch.

foodwatch  bewertet  Klima-Werbung  auf  tierischen  Produkten
grundsätzlich  als  kritisch.  Dreiviertel  aller
Treibhausgasemissionen  der  Landwirtschaft  entfallen  auf  die
Tierhaltung. Will Deutschland seine Klimaziele erreichen, muss
die  Zahl  der  Tiere  und  insbesondere  der  Kühe  drastisch
reduziert werden.

Der Handelskonzern Aldi Süd wurde vergangenes Jahr von der
Wettbewerbszentrale für die Werbung mit „erster klimaneutraler
Lebensmitteleinzelhändler“  verklagt.  Das  Verfahren  ist  noch
nicht abgeschlossen.

Die Europäische Kommission hat im März einen Entwurf für die
Regulierung von Umweltwerbung vorgelegt. Wenn die Richtlinie
vom  Europarat  und  Europaparlament  angenommen  wird,  müssten
Unternehmen  Vorgaben  erfüllen  für  Klima-Werbung.  foodwatch



begrüßt die Initiative zum Schutz der Verbraucher:innen vor
irreführender  Werbung,  sieht  jedoch  große  Schlupflöcher  im
Gesetzesentwurf. So sei es weiterhin möglich, klimaintensive
Produkte  wie  Fleisch,  Heizöl  und  Einweg-Plastik  als
„klimapositiv“  zu  bezeichnen.

Links:

E-Mail-Petition: Aldi, stopp die Klimalüge!

Quellen und weiterführende Informationen:

Recherche zu den Klimaschutzmaßnahmen bei der Aldi-Milch
Recherche  zum  Kompensationsprojekt  in  Guanaré,  Uruguay
(Aufforstung)
ZDF Frontal Beitrag „Klimaneutral mit ALDI“?
Recherche  zum  Kompensationsprojekt  in  Tambopata,  Peru
(Waldschutz)

Pressekontakt:

foodwatch e.V.
Sarah Häuser
E-Mail: presse@foodwatch.de
Mobil: +49 (0)174 / 3 75 16 89

Ungleichheit,  Klimakrise,
Hunger: Mehrheit sieht G7 in
der Pflicht
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022
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[PRESSE-INFO]

G7-Gipfel

Umfrage  ergibt  klare  Unterstützung  für
Entwicklungszusammenarbeit,  mehr  Klimafinanzierung  und
Übergewinnsteuer

Berlin, 21. Juni 2022. Neun von zehn Menschen in Deutschland
wünschen  sich  von  den  G7-Staaten  konkrete  Maßnahmen  zur
Eindämmung von Armut, Hunger und Ungleichheit. Das geht aus
einer  repräsentativen  Umfrage  hervor,  die  das
Meinungsforschungsinstitut Kantar im Auftrag der Nothilfe- und
Entwicklungsorganisation Oxfam erstellt hat. Kurz vor dem G7-
Gipfel  in  Elmau  und  der  Großdemonstration  „Klimakrise,
Artensterben, Ungleichheit — gerecht geht anders!“ in München
gibt die Umfrage der deutschen G7-Präsidentschaft einen klaren
Aufgabenzettel mit.

In  der  Umfrage  wurde  die  Zustimmung  zu  Aussagen  aus  drei
Themenblöcken abgefragt:

Beim Thema „Entwicklungszusammenarbeit und Unterstützung
für einkommensschwache Länder“ stimmten 84 Prozent der
Befragten der Aussage zu, die G7-Staaten sollten sich
zur Einhaltung ihres Versprechens bekennen, 0,7 Prozent
ihres Nationaleinkommens für Entwicklungszusammenarbeit



auszugeben.  Die  Aussage,  die  G7-Staaten  sollten  mehr
dafür  tun,  Gesundheitssysteme  in  einkommensschwachen
Ländern zu stärken, traf bei 85 Prozent der Befragten
auf Zustimmung, die Aussage, die G7-Staaten sollten mehr
für  die  soziale  Absicherung  von  Menschen  in
einkommensschwachen Ländern tun, auf 72 Prozent. Und die
Forderung nach Schuldenerleichterungen für besonders von
den  derzeitigen  Krisen  betroffene  einkommensschwache
Länder  unterstützten  mit  70  Prozent  mehr  als  zwei
Drittel der Befragten.
Auch  steuerliche  Maßnahmen  gegen  soziale  Ungleichheit
werden  von  einer  breiten  Mehrheit  unterstützt:  85
Prozent der Befragten schlossen sich der Forderung an,
Konzerne  und  sehr  vermögende  Einzelpersonen  sollten
stärker zum Allgemeinwohl beitragen. Drei Viertel der
Befragten (76 Prozent) drückten Unterstützung für eine
Übergewinnsteuer aus, indem sie der Aussage zustimmten,
Unternehmen, die in der gegenwärtigen Krise übermäßige
Gewinne machen, sollten zusätzlich besteuert werden.
Klare Mehrheiten gibt es auch beim Thema Bewältigung der
Klimakrise: 85 Prozent der Befragten stimmen der Aussage
zu, alle Länder sollten in dem Maße zum Klimaschutz
beitragen, wie sie zur Klimakrise beigetragen haben. Die
Hauptlast liegt dann bei den G7-Staaten. Dass die G7-
Staaten  einkommensschwache  Länder  bei  der  Bewältigung
der  Klimakrise  stärker  als  bisher  finanziell
unterstützen  sollen,  fordern  72  Prozent.

Tobias  Hauschild,  Leiter  Soziale  Gerechtigkeit  bei  Oxfam
Deutschland,  kommentiert:  „Die  Befragten  erkennen  die
Dimension  und  die  Dringlichkeit  der  aktuellen  Probleme
offenbar besser als die Regierungen der G7-Staaten. Für die
Staats-  und  Regierungschefs  sollten  diese  Ergebnisse  ein
Weckruf  sein.  Bei  dem  G7-Gipfel  in  Elmau  muss  mehr
herauskommen  als  ein  Kuhhandel  und  faule  Kompromisse  auf
Kosten einkommensschwacher Länder und künftiger Generationen.
Es ist Zeit für echten politischen Wandel. Die Umfrage zeigt,



dass die notwendigen Maßnahmen auf breite Zustimmung stoßen.“

Redaktioneller Hinweis:

Für die Umfrage hat Kantar am 13. und 14. Juni 2022 insgesamt
1011  Personen  befragt.  Ergebnisse  und  soziodemographische
Aufschlüsselungen  stehen  zum  Download  bereit  unter
https://oxfam.box.com/s/w8ynf1124662m0gvyiobm6cns3vf4r6e,
Password oxfam_2022

Pressekontakt:

Nikolai Link, Tel.: 030-45 30 69 712, mobil 0177-7375288, E-
Mail: nlink@oxfam.de, Twitter: @OxfamPresse

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.

Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
Deutschland

Vor  G7-Gipfel:  foodwatch
fordert  strenge  Regulierung
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der  Agrarspekulation  –
Kanzler Scholz muss Thema auf
die Agenda setzen!
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

Pressemitteilung

Berlin, 21. Juni 2022. Vor dem G7-Gipfel in Deutschland hat
foodwatch Bundeskanzler Olaf Scholz aufgefordert, das Thema
Agrarspekulation auf die Agenda des Treffens zu setzen. Die
Staats-  und  Regierungschefs  müssten  sich  endlich  auf
gemeinsame Regeln einigen, um die Wetten an den Rohstoffbörsen
stärker  einzudämmen.  Die  exzessiven  Spekulationsgeschäfte
würden  die  aktuellen  Preisanstiege  etwa  für  Getreide
zusätzlich befeuern, so foodwatch. Menschen in ärmeren Ländern
seien dadurch von Hunger bedroht.

„Olaf Scholz muss das Thema Agrarspekulation auf die Agenda
des G7-Gipfels setzen! Seit dem Angriff auf die Ukraine wächst
die  Spekulation  mit  Nahrungsmitteln  dramatisch  –  und  das
treibt  die  steigenden  Lebensmittelpreise  auf  fatale  Weise
zusätzlich in die Höhe. Während Investoren an der Börse mit
Wetten auf Mais und Weizen das schnelle Geld machen, können
sich Menschen in Ländern wie Nigeria oder dem Libanon kein
Brot mehr leisten. Die G7 müssen der Zockerei auf Kosten der
Ärmsten endlich einen Riegel vorschieben“, sagte foodwatch-
Geschäftsführer Chris Methmann.

Die  Verbraucherorganisation  startete  unter
www.foodwatch.org/de/mitmachen/brot-statt-profit-stoppt-das-ge
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schaeft-mit-dem-hunger/ eine Online-Protestaktion, die bereits
knapp 30.000 Menschen unterzeichnet haben. Die Forderung: Die
G7  müssen  strenge  Obergrenzen  für  Spekulationsgeschäfte,
sogenannte  „Positionslimits“,  einführen,  die  festlegen,  wie
viele  solche  Finanzwetten  Anleger  überhaupt  abschließen
dürfen. Die bisher geltenden Obergrenzen, etwa in der EU,
seien viel zu lax, um die Spekulation wirksam zu begrenzen,
kritisierte foodwatch.

Ein  gewisses  Maß  an  Agrarspekulation  sei  zwar  durchaus
wichtig,  damit  sich  zum  Beispiel  Landwirt:innen  und
Agrarfirmen  gegen  schwankende  Preise  absichern  könnten,
betonte foodwatch. Mittlerweile hätten sich die Finanzwetten
aber längst von dieser ursprünglichen Funktion abgekoppelt.
Das Volumen der Spekulationsgeschäfte an den Rohstoffbörsen
ist  seit  dem  Ausbruch  des  Ukraine-Krieges  sprunghaft
angewachsen, wie das Recherchenetzwerk Lighthouse kürzlich am
Beispiel zweier großer Investment-Fonds vorgerechnet hat: Im
gesamten  Jahr  2021  hatten  die  Fonds  lediglich  knapp
zweihundert Millionen Dollar investiert – in den ersten vier
Monaten dieses Jahres allein schon das Sechsfache.

Die Lebensmittelpreise sind in den letzten Wochen weltweit
massiv  gestiegen.  Laut  den  Vereinten  Nationen  liegen  die
Preise um 34 Prozent höher als vor einem Jahr und haben den
höchsten Stand seit 1990 erreicht. Die Preise steigen aus zwei
Gründen: Zum einen fürchten Unternehmen und Händler aufgrund
des  russischen  Angriffskriegs  ein  verknapptes  Angebot  von
Weizen, Pflanzenölen und Phosphat-Dünger aus der Schwarzmeer-
Region sowie von Erdöl und Erdgas aus Russland. Zum anderen
befeuerten  Finanzwetten  auf  steigende  Rohstoffpreise  die
Preise zusätzlich, kritisierte foodwatch.

Auch die Vereinten Nationen warnen aktuell vor den Folgen der
Finanzwetten. Das „World Food Programme“ der UN benötigt zum
Beispiel nach eigenen Angaben etwa 50 Prozent mehr Mittel als
2019.

http://www.foodwatch.org/de/mitmachen/brot-statt-profit-stoppt-das-geschaeft-mit-dem-hunger/


foodwatch hatte in dem Report „Die Hungermacher“ bereits 2011
ausgiebige Recherchen zur Agrarspekulation veröffentlicht und
eine wirksame Regulierung der Geschäfte gefordert.

Link:

foodwatch-Petition  gegen  exzessive  Agrarspekulation:
https://www.foodwatch.org/de/mitmachen/brot-statt-profit-stopp
t-das-geschaeft-mit-dem-hunger/
Quellen und weiterführende Informationen:

„The Hunger Profiteers“: Aktueller Report von Lighthouse
IPES-Report zur Agrarspekulation
„Hunger als Investment“: Spiegel Online zur aktuellen
Krise
UNO warnt vor Folgen der Agrarspekulation
UN World Food Programme
foodwatch-Report „Die Hungermacher“

Pressekontakt:

Andreas Winkler
E-Mail: presse@foodwatch.de
Mobil: +49 (0)174 / 3 75 16 89

30 Jahre hartnäckiger Einsatz
für nachhaltiges Wirtschaften
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022
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Berlin, 20.06.2022: Der Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft
e.V. (BNW) feiert sein 30-jähriges Jubiläum. Am 19.06.1992
gründeten  15  Unternehmer:innen  in  Stuttgart  den  Verband,
damals unter dem Namen UnternehmensGrün, um der nachhaltigen
Wirtschaft eine politische Stimme zu geben.

Seit der Gründung hat sich viel getan: Heute vertritt der
Verband bundesweit knapp 600 Mitglieds€unternehmen, die für
mehr  als  130.000  Arbeitsplätze  stehen  und  ist  mit  seiner
Geschäftsstelle  mitten  im  Berliner  Regierungsviertel  stark
aufgestellt.  Vorstandsmitglieder,  Geschäftsführung  und
Expert:innen  des  Verbandes  sind  in  zentralen  Beiräten  der
Bundesregierung  und  Gremien  von  wichtigen
zivilgesellschaftlichen Institutionen aktiv. Der Verband ist
im  politischen  Diskurs  verankert,  wird  im  Rahmen  von
Anhörungen  auf  Landes-  und  Bundesebene  gehört  und
veröffentlicht  regelmäßig  Positionspapiere  zur  sozial-
ökologischen  Transformation.  Damit  ist  der  BNW  heute  ein
starker  Partner,  der  jahrzehntelange  Expertise  in  allen
Bereichen des nachhaltigen Wirtschaftens mitbringt.

„Bei der Gründung waren wir noch die Exoten in Wirtschaft und
Politik. Jetzt zahlt sich die jahrelange Pionierarbeit aus.
Die  Mitgliedsunternehmen  im  Bundesverband  sind  heute  als
Vordenker:innen  für  nachhaltiges  Wirtschaften  gefragt  wie
nie“, stellt Gründungsmitglied Gottfried Härle fest. Härle ist
Brauer in vierter Generation und führt das Vorzeigeunternehmen
Brauerei Clemens Härle.

Der Vereinszweck ist heute wie damals die Förderung des Klima-



und  Umweltschutzes,  insbesondere  durch  Förderung  von
ökologischem,  sozialem  und  innovativem  Wirtschaften.  Diesem
Ziel  haben  sich  Nachhaltigkeitspioniere  wie  VAUDE,  HiPP,
Werner  &  Mertz  und  Weleda  sowie  große  Unternehmen  wie
Remondis,  Vaillant  oder  die  Zurich  Versicherung  genauso
angeschlossen wie grüne Start-ups und Social Entrepreneurs.
Dazu  erklärt  Start-up-Gründerin  und  BNW-Vorständin  Alma
Spribille  (CEO  WEtell):  „Das  Wirtschaftssystem  der  Zukunft
muss  Klima-  und  Umweltschutz  konsequent  mitdenken.  Vielen
jungen Gründer:innen ist das bewusst – und sie bieten schon
heute die Lösungen für morgen an. Wir sorgen dafür, dass die
Stimme der nachhaltigen Start-ups auch in der Politik Gehör
findet.“

Der  Erfolg  des  Verbandes  spiegelt  sich  auch  in  der
Mitgliederzahl wider. Allein in den vergangenen vier Jahren
verdoppelte  sich  die  Zahl  der  Mitglieder,  Perspektive
steigend. „Branchenübergreifend. Praxisnah. Der BNW ist das
starke  Netzwerk  für  die  progressiven  Unternehmen,  die
Nachhaltigkeit  im  Kerngeschäft  verankert  haben.  Diese
Besonderheit macht uns aus – und macht uns zu authentischen
Gesprächspartner:innen  für  die  Politik“,  freut  sich  BNW-
Geschäftsführerin Dr. Katharina Reuter über die Entwicklung
des Verbandes. Gemeinsam mit den Mitgliedsunternehmen fordert
der  BNW  faire  politische  Rahmenbedingungen  für  sozial-
ökologisches Wirtschaften.

Pressekontakt

Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V.
Dr. Katharina Reuter, Geschäftsführerin
reuter@bnw-bundesverband.de
+49 178 448 19 91

Agentur Ahnen&Enkel
Kai Weller
weller@ahnenenkel.com



Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V.
Der Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. (BNW) ist die
politische Stimme der nachhaltigen Wirtschaft und setzt sich
als  unabhängiger  Unternehmensverband  für  den  Umwelt-  und
Klimaschutz  ein.  Mit  seinen  knapp  600  Mitgliedsunternehmen
steht der BNW inzwischen für mehr als 130.000 Arbeitsplätze.

Zahlreiche Initiativen werden
„autofreie  Tage  selber
machen“: Aktionen im Kontext
der verschleppten Mobilitäts-
und Energiewende
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

Presseankündigung
Aktionsbündnis #MobilitätswendeJetzt
Dienstag, 14. Juni 2022

Bundesweites  Protest-Wochenende  für  weniger  Autos  und
klimafreundliche  Mobilität  am  18.  und  19.  Juni

Mit bundesweiten Aktionstagen setzen zahlreiche Gruppen der
Mobilitätswende-Bewegung am 18. und 19. Juni gemeinsam ein
Zeichen: für flächendeckend bessere Angebote und bezahlbare
Tickets  bei  Bus  und  Bahn,  mehr  Platz  fürs  Radfahren  und
Zufußgehen, einen Baustopp von Autobahnen und Bundesstraßen
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und eine Verkehrspolitik mit deutlich weniger Autos.

Dafür sind bunte Aktionen in rund 20 Orten angekündigt: In
Darmstadt und Stuttgart wird Druck für besser ausgebauten und
bezahlbaren  ÖPNV  gemacht.  In  Berlin,  Meppen,  Oberhausen,
Hannover,  Halle,  Darmstadt,  Rüsselsheim  und  Frankfurt/M.
wenden  sich  Lokalbündnisse  u.  a.  per  Rad-  und
Fußdemonstrationen gegen unnötige Straßenbauprojekte. Menschen
in Lustnau, Leverkusen und Meiningen schaffen autofreie Tage
in  der  Praxis  und  verwandeln  Autoflächen  in  Räume  der
Begegnung.  In  Berlin  findet  eine  Meisterschaft  im
Ampelwettlaufen statt; zwischen Darmstadt und Heppenheim lässt
sich bei einer Fahrradsternfahrt entspannt nebeneinander auf
der Straße fahren.

Sabine  Lassauer  vom  Aktionsbündnis:  „Selbst  angesichts  der
Folgen  des  Angriffskriegs  gegen  die  Ukraine  setzt  die
Bundesregierung  auf  kurz  gedachte,  teils  kontraproduktive
Maßnahmen. Statt zeitlich begrenztem 9-Euro-Ticket, Tankrabatt
und permanentem Ausbau von Autobahnen und Straßen brauchen wir
kostengünstigen ÖPNV für immer und einen massiven Ausbau von
Bus  und  Bahn  sowie  Rad-  und  Fußwegen.  Nur  durch  gute
Alternativen  zum  Auto  können  wir  unsere  Abhängigkeit  von
fossilen  Energieträgern  verringern  und  eine  echte
Mobilitätswende  schaffen.“

Die  Aktionstage  werden  von  einer  Vernetzung  verschiedener
lokaler  Verkehrsinitiativen,  Verbänden  und  Umweltgruppen
getragen. Die Aktionen werden jeweils vor Ort geplant und
durchgeführt. Die Beteiligten eint der Wille, sich für eine
soziale und klimagerechte Mobilitätswende einzusetzen.

Die  lokalen  Aktionen  eignen  sich  gut  für  Ihre  Text-  und
Bildberichterstattung. Gerne vermitteln wir Ihnen auf Anfrage
Presse-Ansprechpartner*innen  zu  den  jeweiligen  lokalen
Aktionen.

Überblick  über  die  geplanten  Aktionen  und  Aufruf:



https://wald-statt-asphalt.net/sozial-und-klimagerechte-mobili
taetswende-jetzt-2022/

Twitter:  https://twitter.com/mobiwendejetzt
#MobilitätswendeJetzt

Pressekontakt:  Sabine  Lassauer,  Aktionsbündnis  und  Attac
Deutschland, Tel. 0162 3621 037
Mailkontakt: mobilitaetswendejetzt@riseup.net

Klimapaket  im  Europäischen
Parlament:  Ein  Meilenstein,
ein kleiner Schritt und eine
vielleicht rettende Blockade
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

Germanwatch  zieht  gemischte  Bilanz  nach  Klimapaket-
Abstimmungen im EU-Parlament: Aus für Verbrenner 2035 zentrale
Weichenstellung – viel hängt von künftiger Ausgestaltung des
Emissionshandels ab

Straßburg/Berlin (8. Juni 2022). Nach den Abstimmungen des
Europaparlaments über acht große Dossiers des Klimapakets „Fit
for  55“  zieht  die  Umwelt-  und  Entwicklungsorganisation
Germanwatch eine gemischte Bilanz. Christoph Bals, Politischer
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Geschäftsführer  von  Germanwatch:  „Das  Ende  des
Verbrennungsmotors  bis  2035  ist  ein  Meilenstein,  die
verbindlichen  nationalen  Klimaziele  für  mehrere  Sektoren
immerhin  ein  kleiner  Schritt  und  die  Blockade  beim
Emissionshandel  ist  mit  Risiken  und  Chancen  behaftet.“

Während  das  Aus  für  den  Verbrenner  eine  ganz  zentrale
Weichenstellung  darstelle,  beinhalte  die  EU-
Klimaschutzverordnung  leider  auch  ein  Versäumnis.  „Die
verbindlichen  nationalen  Klimaziele  unter  anderem  für  die
Sektoren Verkehr und Gebäude sind sehr wichtig. Allerdings hat
das  Parlament  es  leider  versäumt,  die  Verantwortung  der
Mitgliedstaaten  für  das  Erreichen  der  EU-Klimaziele  hier
klarer zu regeln“, so Bals. Die Verschiebung der kurz vor der
Abstimmung  stark  verwässerten  Reform  des  Emissionshandels
berge  einerseits  Risiken  durch  die  Verzögerungen  und  die
Tatsache, dass damit auch der Klimasozialfonds und der CO2-
Grenzausgleich  auf  Eis  liegen.  Andererseits  verdeutlicht
Christoph Bals: „Diese Blockade eröffnet dem Parlament nun
aber  auch  die  Chance,  zu  einem  deutlich  ambitionierteren
Kompromiss für die Ausgestaltung des CO2-Preises zu kommen.“

Bals weiter: „Das Europäische Parlament hat vor 20 Monaten ein
Signal der Ambition gesetzt, als es für 60 statt 55 Prozent
Emissionsreduktion  bis  2030  stimmte.  Das  gab  Schwung  und
Hoffnung. Das Parlament darf diese Hoffnung bei der Reform des
Emissionshandels nun nicht enttäuschen. Denn die EU muss zügig
fit werden für das sichere Erreichen der selbst gesetzten
Klimaziele.“

Kontakt für Medien:
Stefan Küper
Pressesprecher

Pressekontakt:
presse@germanwatch.org
Stefan Küper | kueper@germanwatch.org | Tel. +49 (0)151 / 252
110 72
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G7  muss  Klarheit  schaffen
beim Ausstieg aus Kohle, Öl
und  Gas  sowie  schnellem
Ausbau  der  Erneuerbaren
Energien
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

Vor G7-Treffen der Energie-, Umwelt- und Klimaminister:innen:
Germanwatch  fordert  Einigung  auf  konkrete  Ziele  bei
Dekarbonisierung  und  deutlich  mehr  Investitionen  in
Erneuerbare  Energien

Bonn/Berlin  (24.  Mai  2022).  Die  Umwelt-  und
Entwicklungsorganisation  Germanwatch  fordert  von  den  von
morgen  bis  Freitag  tagenden  Energie-,  Umwelt-  und
Klimaminister:innen  der  G7  ein  klares  Bekenntnis  zur
Dekarbonisierung der Stromsysteme, mehr Energieeffizienz und
eine  massive  Beschleunigung  beim  Ausbau  der  Erneuerbaren
Energien – auch als Antwort auf den russischen Angriffskrieg
in  der  Ukraine.  „Klimaschutz  ist  eng  verwoben  mit
Sicherheitspolitik.  Die  Antwort  auf  den  Angriffskrieg
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Russlands in der Ukraine darf nicht allein lauten ‚schneller
raus aus Russlands fossilen Energien‘. Sie muss lauten ‚viel
schneller raus aus fossilen Energien insgesamt‘“, sagt Lutz
Weischer, Leiter der Berliner Büros von Germanwatch.

Der jüngste Sachstandsbericht des Weltklimarats IPCC zeigt,
dass  allein  die  bereits  bestehenden  und  aktuell  geplanten
Projekte  für  fossile  Brennstoffe  viel  zu  hohe  Emissionen
freisetzen würden, um das 1,5 Grad-Limit noch einzuhalten.
„Das  bedeutet:  Die  aktuelle  zusätzliche  Nachfrage  nach
fossilen Energien aus nicht-russischen Quellen darf auf keinen
Fall dazu führen, dass jetzt dauerhaft fossile Infrastruktur
aus- oder neu aufgebaut wird“, betont David Ryfisch, Leiter
des Teams Internationale Klimapolitik bei Germanwatch.

Konkret  müssten  sich  die  G7-Staaten  insbesondere  auf  drei
Ziele einigen: Ausstieg aus der Kohleverstromung bis 2030,
Ausstieg auch aus Öl und Gas im Stromsektor bis 2035 und
Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor bis 2035. „Das Erreichen
dieser  Ziele  ist  eine  zentrale  Messlatte,  an  der  wir  den
Erfolg  der  deutschen  G7-Präsidentschaft  messen  werden.  Wir
wissen, dass dies mit Blick auf einige G7-Staaten sehr viel
Verhandlungsgeschick  erfordert.  Aber  dies  ist  die  große
Aufgabe, vor der nun insbesondere Klimaschutzminister Habeck
und  Umweltministerin  Lemke  sowie  am  Ende  natürlich  auch
Bundeskanzler Scholz stehen“, so Ryfisch.

Gas-Pläne  im  Senegal:  Bundesregierung  handelt  gegen  eigene
Zusage

Fossile Subventionen sind ein weiterer Verhandlungsknackpunkt.
„Steuergelder, die in fossile Energien fließen, konterkarieren
alle Anstrengungen das 1,5 Grad-Limit einzuhalten. Deswegen
müssen die G7 endlich Fortschritte beim Abbau von fossilen
Subventionen machen. Das bereits vereinbarte Ziel ist, diese
bis  2025  abgebaut  zu  haben.  Wir  erwarten  dieses  Jahr  ein
Bekenntnis  zu  gemeinsamer  Inventur  und  jährlicher
Berichterstattung“, sagt Alexandra Goritz, Referentin für G7,



Klimaschutz und Finanzierung.

Öffentliche  Investitionen  in  fossile  Energien  im  Ausland
müssen bereits dieses Jahr beendet werden. Deutschland hat
sich auf der letzten Klimakonferenz dazu verpflichtet. „Nun
aber Erdgas im Senegal zu fördern, wie es die Bundesregierung
plant, wäre das genaue Gegenteil. Öffentliche Mittel werden
stattdessen  dringend  benötigt,  um  Investitionen  in
Billionenhöhe zu mobilisieren, die die Lücke zum 1,5-Grad-Pfad
schließen können. Allein bis 2030 ist ein siebenfacher Anstieg
der  Investitionen  für  Erneuerbare  Energien  notwendig“,  so
Goritz  weiter.  Nachdem  sich  die  Entwicklungsminister:innen
letzte  Woche  nicht  dazu  bekannt  haben,  müssten  die
Klimaminister:innen das diese Woche unbedingt nachholen.

Hinweis für Redaktionen: Germanwatch beobachtet intensiv die
G7 unter deutscher Präsidentschaft und wird auch beim Gipfel
Ende Juni vor Ort sein.
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Klimaklage  gegen  RWE  in
entscheidender  Phase:
Ortstermin mit Gutachtern in
Peru abgeschlossen
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

Verfahren eines peruanischen Kleinbauern gegen Essener Konzern
am  OLG  Hamm:  Richter:innen  und  Prozessparteien  nach  Peru
gereist / Gutachter haben Gefahr einer möglichen Flutwelle für
Haus des Klägers untersucht

Huaraz/Bonn (27. Mai 2022). Die Klimaklage des peruanischen
Andenbauern  und  Bergführers  Saúl  Luciano  Lliuya  gegen  den
Energiekonzern  RWE  ist  sechseinhalb  Jahre  nach
Klageeinreichung in die entscheidende Phase eingetreten: Nach
langer Verzögerung insbesondere wegen der Corona-Pandemie hat
in  dieser  Woche  ein  Ortstermin  in  der  Andenstadt  Huaraz
stattgefunden.  Richter:innen  des  Oberlandesgerichts  (OLG)
Hamm,  Rechtsbeistände  und  Sachverständige  sind  nach  Peru
gereist, um zu überprüfen, ob das Haus des Klägers tatsächlich
von einer möglichen Flutwelle des oberhalb der Stadt liegenden
Gletschersees Palcacocha bedroht ist. Die gesamte Gefahrenzone
in  Huaraz  umfasst  sogar  ein  Gebiet,  in  dem  rund  50.000
Menschen leben.

Der  Kläger  freut  sich,  dass  das  weltweit  so  beachtete
Verfahren nun wieder Fahrt aufnimmt: „Ich hoffe, dass die
Richterinnen und Richter sowie auch die Vertreter von RWE
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durch ihren Besuch erkannt haben, welchem ständig steigenden
Risiko wir hier ausgesetzt sind. Die Frage ist für uns nicht,
ob eine Flutwelle droht, sondern wann und wie schlimm sie uns
trifft.  Ich  bin  auf  die  Einschätzung  der  Sachverständigen
gespannt.“

Durch den Klimawandel in den Anden ist der Gletschersee seit
1970  um  das  34fache  seines  Volumens  angewachsen.  Nach
Einschätzung früherer Studien wird es immer wahrscheinlicher,
dass angesichts des tauenden Permafrostes und der schmelzenden
Gletscher große Eis- und Felsteile in den See stürzen. Eine
dadurch ausgelöste Flutwelle hätte verheerende Folgen für die
Familie des Klägers und die Bewohner:innen von Huaraz, so die
Seite des Klägers.

Dieser zivilrechtliche Fall auf der Basis des § 1004 BGB ist
ein  Präzedenzfall  dafür,  ob  angesichts  der  Klimakrise  die
größten Emittenten weltweit den von den Folgen betroffenen
Menschen anteilsmäßig Schutz und Schadensausgleich finanzieren
müssen. Die Forschung, die Schäden und Risiken dem globalen
Klimawandel zuordnen kann, hat in den letzten Jahren große
Fortschritte gemacht.

Verfahren hatte bereits 2017 Rechtsgeschichte geschrieben

Mit dem Beschluss von 2017 zum Eintritt in die Beweisaufnahme
hatte  das  Oberlandesgericht  Hamm  bereits  Rechtsgeschichte
geschrieben: Erstmals weltweit stellte ein Gericht fest, dass
ein  privates  Unternehmen  mit  sehr  großen  Emissionen
prinzipiell für den Schutz von Betroffenen vor mitverursachten
Klimarisiken zur Verantwortung gezogen werden kann – gemäß
seines Anteils an der Verursachung. Dies, so das Gericht,
gelte  angesichts  der  weltweiten  Wirkung  der  freigesetzten
Treibhausgase  auch  für  Schäden  in  der  „globalen
Nachbarschaft“,  in  diesem  Fall  in  Peru.

Nach dieser rechtlichen Klärung geht es nun darum, in diesem
Einzelfall  den  wissenschaftlichen  Zusammenhang  zwischen  den



CO2-Emissionen der Beklagten (RWE) und dem Risiko für den
Kläger  zu  beweisen.  Im  derzeitigen  ersten  Schritt  der
Beweisaufnahme soll das Flutrisiko eingeschätzt und geprüft
werden,  ob  das  Eigenheim  des  Klägers  und  seiner  Familie
tatsächlich von einer solchen Flutwelle bedroht wäre.

Luciano Lliuyas Rechtsanwältin, Dr. Roda Verheyen: „Ich freue
mich für meinen Mandanten, dass nun eine Entscheidung in der
Sache ansteht. Die aufgenommenen Beweise sind überwältigend.
Wir  hoffen,  dass  es  jetzt  zu  einem  schnellen  weiteren
Verfahren  und  Urteil  kommt,  damit  mit  den  notwendigen
Schutzmaßnahmen  endlich  begonnen  wird.“

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer der Umwelt- und
Entwicklungsorganisation  Germanwatch,  die  die  Klage  von
Luciano  Lliuya  schon  seit  Beginn  unterstützt:  „Es  war
ergreifend  zu  sehen,  wie  der  Fall  inzwischen  von  der
Regionalregierung,  dem  Nationalpark  und  in  den  umliegenden
Dörfern  unterstützt  wird.  Der  Fall  ist  schon  jetzt  ein
weltweit  relevanter  Präzedenzfall:  Wer  andere  durch  große
Mengen  freigesetzter  Treibhausgase  schädigt,  trägt
Verantwortung  für  die  Schäden  –  angesichts  der  globalen
Wirkung  des  hier  freigesetzten  CO2  auch  in  der  globalen
Nachbarschaft. Wenn nun auch die wissenschaftliche Evidenz in
diesem Fall dargelegt werden kann, dann wird das erhebliche
Konsequenzen  für  Justiz,  Politik  und  Finanzmarkt  weltweit
haben.“

Die deutsche Stiftung Zukunftsfähigkeit hat sich zu Beginn des
Verfahrens  verpflichtet,  in  diesem  Präzedenzfall  alle  dem
Kläger  entstehenden  Kosten  zu  übernehmen  und  ruft  dafür
regelmäßig zu Spenden auf.

Weitere Informationen zur Klimaklage gegen RWE sowie Foto- und
Filmmaterial  für  Medien  zur  Berichterstattung  unter:
https://rwe.climatecase.org/
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Erst Krise, dann Katastrophe:
Oxfam-Bericht sieht über 250
Millionen  Menschen
armutsgefährdet
geschrieben von Andreas | 25. Juni 2022

[PRESSE-INFO]

Steuergerechtigkeit,  Schuldenerlass  und  Globaler  Fonds  für
soziale  Sicherung  nötig  //  Bundesregierung  muss
Entwicklungsetat  erhöhen

Berlin,  12.  April  2022.  Mehr  als  eine  Viertelmilliarde
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Menschen könnten im Jahr 2022 in extreme Armut abrutschen.
Gründe dafür sind die COVID-19-Krise, die zunehmende globale
Ungleichheit  und  Preissteigerungen  bei  Lebensmitteln,  die
durch den Krieg in der Ukraine noch verstärkt werden. Das ist
das Ergebnis der Studie „First Crisis, Then Catastrophe“, die
die  Nothilfe-  und  Entwicklungsorganisation  Oxfam  vor  der
Frühjahrstagung  von  Weltbank  und  IWF  und  dem  G20-
Finanzministertreffen  in  Washington  vorstellt.  Sie
prognostiziert,  dass  bis  Ende  dieses  Jahres  860  Millionen
Menschen in extremer Armut leben könnten – und damit weniger
als 1,90 Dollar pro Tag zur Verfügung haben. Oxfam fordert von
der Bundesregierung, die von der Corona-, Klima- und Ukraine-
Krise  massiv  betroffenen  einkommensschwachen  Länder  nun
entschieden  durch  höhere  Leistungen  für
Entwicklungszusammenarbeit  zu  unterstützen.  Auf
internationaler Ebene muss sie sich für Schuldenerlässe, eine
höhere Besteuerung von Vermögen und übermäßigen Gewinnen sowie
die  Gründung  eines  Globalen  Fonds  für  soziale  Sicherung
einsetzen.

Nach Berechnungen der Weltbank werden durch COVID-19 und die
zunehmende Ungleichheit in diesem Jahr 198 Millionen Menschen
in die extreme Armut abrutschen. Damit drohen zwei Jahrzehnte
des Fortschritts bei der Armutsbekämpfung zunichte gemacht zu
werden. Auf der Grundlage dieser Berechnungen schätzt Oxfam,
dass allein durch die weltweit steigenden Nahrungsmittelpreise
weiteren 65 Millionen Menschen extreme Armut droht. Insgesamt
sind damit 263 Millionen Menschen akut armutsgefährdet – das
entspricht  der  Bevölkerung  von  Großbritannien,  Frankreich,
Deutschland und Spanien zusammengenommen.

„Im Zuge der Corona-Pandemie ist in den vergangenen Jahren die
bereits  zuvor  dramatische  weltweite  Ungleichheit  weiter
gestiegen.  Hinzu  kommt  nun  der  Krieg  in  der  Ukraine,  mit
dramatischen  Folgen  in  einkommensschwachen  Ländern:
Ungleichheit und Armut drohen hier weiter zu steigen. Die
Weltgemeinschaft darf die Menschen in den einkommensschwachen



Ländern jetzt nicht vergessen“ so Tobias Hauschild, Leiter
Soziale Gerechtigkeit bei Oxfam Deutschland.

Oxfams  Bericht  weist  darauf  hin,  dass  eine  Reihe  von
Regierungen  kurz  vor  der  Zahlungsunfähigkeit  steht  und
gezwungen  ist,  die  öffentlichen  Ausgaben  zu  kürzen.  Die
ärmsten Länder der Welt müssen in diesem Jahr Schulden in Höhe
von 43 Milliarden Dollar zurückzahlen. Dieses Geld fehlt zum
Beispiel bei Lebensmittelimporten.

Menschen,  die  in  Armut  leben,  sind  von  diesen  Schocks  am
stärksten  betroffen.  Steigende  Lebensmittelkosten  machen  in
wohlhabenden Ländern 17 Prozent der Verbraucherausgaben aus,
in den afrikanischen Ländern südlich der Sahara jedoch bis zu
40  Prozent.  Selbst  innerhalb  der  reichen  Volkswirtschaften
verschärft die Inflation die Ungleichheit: In den USA geben
die  ärmsten  20  Prozent  der  Familien  27  Prozent  ihres
Einkommens  für  Lebensmittel  aus,  während  die  reichsten  20
Prozent nur 7 Prozent ausgeben.

„Die Weltgemeinschaft hat die Mittel, um alle Menschen aus
Armut und Hunger zu befreien. Was fehlt, ist der politische
Wille.  Es  ist  ein  fatales  Signal,  dass  ausgerechnet
Deutschland  im  Jahr  der  eigenen  G7-Präsidentschaft  den
Entwicklungsetat im Bundeshaushalt 2022 drastisch kürzt. Die
Bundesregierung sollte diese Entscheidung revidieren und die
Mittel in den kommenden Jahren entschieden erhöhen, um so
Bildung,  Gesundheit  und  Ernährungssouveränität  in
einkommensschwachen  Ländern  und  einen  Globalen  Fonds  für
soziale Sicherung zu finanzieren“, fordert Hauschild.

Zudem dringt Oxfam auf Vermögenssteuern, um die Krisen sozial
gerecht abzufedern – so auch in Deutschland. Obwohl sich die
Kosten  auftürmen,  haben  es  die  Regierungen  –  mit  wenigen
Ausnahmen  –  versäumt,  die  Steuern  für  die  Reichsten  zu
erhöhen. Argentinien hat eine einmalige Sonderabgabe, die so
genannte  „Millionärssteuer“,  eingeführt,  die  rund  2,4
Milliarden  Dollar  zur  Finanzierung  der



Coronapandemiebekämpfung  eingebracht  hat.

Weiter  sollten  die  G20,  IWF  und  Weltbank  auf  alle
Schuldenrückzahlungen  von  Ländern  mit  einem  kritischen
Verschuldungsniveau  verzichten.  Ein  Schuldenerlass  würde
allein im Jahr 2022 mehr als 30 Milliarden Dollar für 33
Länder freisetzen, die sich bereits in einer Notlage befinden
oder  bei  denen  ein  hohes  Risiko  besteht,  dass  sie  in
Schwierigkeiten  geraten.

Redaktionelle Hinweise

Die Oxfam-Studie “First Crisis, Then Catastrophe“ steht unter
zum  Download  bereit  unter
https://www.oxfam.de/sites/default/files/filefield_paths/first
_crisis_then_catastrophe_embargoed_0001_gmt_12_april_2022.pdf

Pressekontakt:

Nikolai Link,
Tel.: 030-45 30 69 712,
mobil 0177-7375288,
E-Mail: nlink@oxfam.de,
Twitter: @OxfamPresse

Oxfam ist eine der weltweit größten Nothilfe- und Entwicklungs-
organisationen.  Wir  bekämpfen  extreme  Armut  und  soziale
Ungleichheit mit über 75 Jahren Erfahrung. Zusammen mit rund
4.100 Partnerorganisationen sind wir in über 90 Ländern aktiv.
Außerdem machen wir Druck bei Politik und Wirtschaft – mit
kreativen Kampagnen, Fachgesprächen und öffentlichen Aktionen.

Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam  ist  eine  internationale  Nothilfe-  und
Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert,
um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im
Oxfam-Verbund 21 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund
4.100 lokalen Partnern in 90 Ländern.
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Mehr unter www.oxfam.de

Oxfam Deutschland e.V.

Am Köllnischen Park 1
10179 Berlin
Deutschland


